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UNO Organisation der Vereinten Nationen
APK-SR Aussenpolitische Kommission des Ständerates
OSZE Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa
EDA Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten
PVK Parlamentarische Verwaltungskontrolle

ONU Organisation des Nations unies
CPE-CE Commission de politique extérieure du Conseil des Etats
OSCE Organisation pour la sécurité et la coopération en Europe
DFAE Département fédéral des affaires étrangères
CPA Contrôle parlementaire de l'administration
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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Beziehungen zu internationalen Organisationen

In der Herbstsession 2020 nahmen die beiden Kammern vom Bericht der Delegation
bei der parlamentarischen Versammlung der OSZE 2019 Kenntnis. Der Bericht fasst die
wichtigsten Beiträge der Schweizer Delegation im vergangenen Jahr zusammen, gibt
aber keinen Überblick über sämtliche Beratungen der Versammlung. Gemäss Bericht
wurden zwei der drei allgemeinen Ausschüsse von Mitgliedern der Schweizer Delegation
präsidiert, was die Bedeutung der Schweizer Vertreterinnen und Vertreter zeige.
Themenschwerpunkte der Schweizer Delegation waren unter anderem die
Reglementierung privater Sicherheits- und Militärunternehmen; die Beteiligung der
OSZE-Länder an der «Neuen Seidenstrasse»; die Lage in der Ostukraine;
Terrorismusprävention und -bekämpfung; die Zunahme extremnationalistischer
Strömungen im OSZE-Raum; die Rolle der Frauen bei der Wahrung von Frieden und
Sicherheit im OSZE-Raum; und Migrationsbewegungen zwischen den Mitgliedsstaaten
und den OSZE-Partnerstaaten im Mittelmeerraum. Im Ständerat zeigte sich Marco
Chiesa (svp, TI), der Kommissionssprecher der APK-SR, besorgt über die noch bis
Dezember 2020 unbesetzten Schlüsselpositionen an der Spitze der OSZE. Nationalrat
und Delegationsmitglied Andreas Aebi (svp, BE) kritisierte die OSZE-internen «Intrigen»,
die seiner Meinung nach zu diesem Vakuum an der Spitze geführt hätten. Gerade bei
den Wahlbeobachtungen in Weissrussland und den Projekten in der Ostukraine wäre
die Führung der OSZE gefordert gewesen. 1

BERICHT
DATUM: 17.09.2020
AMANDO AMMANN

Im April 2021 entschied die APK-SR einstimmig, die Beratung der Botschaft zum UNO-
Migrationspakt zu sistieren, bis die Subkommission der beiden aussenpolitischen
Kommissionen ihre Arbeit zum Thema «Soft Law» abgeschlossen hat. Obwohl das
Parlamentsgesetz vorsieht, dass die aussenpolitischen Kommissionen über
«wesentliche» Vorhaben – darunter können auch Soft Law-Abkommen fallen
– informiert oder konsultiert werden müssen, geschah das in der Vergangenheit nicht
immer, wie das Beispiel des UNO-Migrationspakts zeigt. Die Subkommission sollte
vorgängig ermitteln, ob das Kriterium der «Wesentlichkeit» in diesem Fall durch die
Bundesverwaltung korrekt angewendet wurde und ob die Mitwirkung der Kommissionen
zweckmässig und im internationalen Rechtsvergleich ausgeprägt sei.
Diesen Sistierungsantrag unterbreitete die Kommission der kleinen Kammer in der
darauffolgenden Sommersession. Ihr Sprecher, Marco Chiesa (svp, TI), betonte dabei,
dass die Subkommission damit beschäftigt sei zu ermitteln, ob ein gesetzgeberischer
Handlungsbedarf hinsichtlich der Beteiligung des Parlaments im Soft Law-Bereich
vorliege. Chiesa bezeichnete den Migrationspakt als ein Beispiel für Soft Law, das über
einen «relativ ausgeprägt[en]» Gestaltungswillen verfüge, das also bereits «an der
Grenze zum Hard Law» sei. Die Subkommission sei bemüht, in der ersten Jahreshälfte
2022 einen Lösungsansatz zu präsentieren, so Chiesa. Nationalrat Minder (parteilos,
SH), der ebenfalls Mitglied der besagten Subkommission war, erklärte, dass man
aufgrund der Komplexität des Themas auch die PVK mit einem internationalen
Rechtsvergleich habe beauftragen müssen. Er warnte davor, den Migrationspakt
vorschnell anzunehmen und damit ein Präjudiz zu schaffen. Zudem zweifelte er daran,
dass die mit der Corona-Pandemie verbundene angespannte Arbeitsmarktlage den
richtigen Rahmen für eine Diskussion über den Migrationspakt biete. Aussenminister
Cassis zeigte Verständnis für das Vorhaben der ständerätlichen Kommission und fügte
an, dass der Bundesrat jederzeit bereit sei, die Diskussion über den Migrationspakt
fortzuführen. Der Ständerat folgte daraufhin der Empfehlung seiner Kommission und
sistierte das Geschäft. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.06.2021
AMANDO AMMANN

In der Sommersession 2021 nahmen National- und Ständerat Kenntnis vom Bericht der
Delegation bei der parlamentarischen Versammlung der OSZE 2020. Der Bericht
behandelte nicht die einzelnen Beratungen der OSZE-Versammlungen, sondern
fokussierte sich auf die wichtigsten Beiträge und Anliegen der Schweizer Delegation.
Aufgrund der Covid-19-Pandemie konnte die Parlamentarische Versammlung nur eine
der drei Jahrestagungen durchführen. Die weiteren zwei mussten abgesagt werden,
auch weil das Reglement der OSZE keine Abstimmung ohne Präsenz vor Ort vorsah. 
Für die Schweiz war das Jahr 2020 in der OSZE heikel, weil das Mandat des Schweizer
Diplomaten Thomas Greminger als OSZE-Generalsekretär nicht verlängert worden war,

BERICHT
DATUM: 15.06.2021
AMANDO AMMANN
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obwohl sich dieser zur Wiederwahl gestellt hatte. Dieser Entscheid löste laut Bericht
eine schwere institutionelle Krise aus, da dadurch wichtige OSZE-Gremien während
mehrerer Monate führungslos blieben. Die Schweizer Delegation zeigte sich
infolgedessen besorgt über den verminderten Einfluss der Schweiz in der OSZE sowie
über die Funktionsfähigkeit und Stabilität der OSZE-Organe im Allgemeinen. Darüber
hinaus engagierte sich die Schweizer Delegation im Rahmen der
Mediationsbemühungen in Belarus und Bergkarabach. Im Fall von Bergkarabach
bemängelte die Delegation, dass es der OSZE nicht gelungen war, den Konflikt zu
vermeiden oder zu beenden, was auf einen schwindenden Einfluss der Organisation in
dieser Region hindeute. Im November 2020 hatte sich Josef Dittli (fdp, UR) als
Schweizer Vertreter an den Wahlbeobachtungen in den USA beteiligt, die für frei,
demokratisch und ruhig befunden worden waren. Ein weiterer Themenschwerpunkt der
OSZE waren die Auswirkungen der Pandemie auf verschiedene sicherheitspolitische
Dimensionen wie zum Beispiel die wirtschaftliche Sicherheit von Staaten und
Menschen. Die Schweizer Delegation hielt fest, dass der Ausfall der Präsenztagungen die
Erfüllung der 2019 gesetzten Ziele erschwert habe. Für das kommende Jahr versuche
man den Schwerpunkt des internationalen Engagements wieder auf jene Themen zu
legen, welche vor der Gesundheitskrise im Zentrum standen, insbesondere auf die
humanitäre Lage in der Ukraine und die politische Situation in Belarus und
Bergkarabach. 
Im Ständerat lobte Marco Chiesa (svp, TI), dass die OSZE trotz der pandemiebedingt
ausgefallenen Sitzungen eine hohe Qualität und Intensität des interparlamentarischen
Austauschs gewährleisten konnte.  Im Nationalrat blieb der Bericht unkommentiert. 3

Anfang Dezember 2021 reichten Marco Chiesa (svp, TI; Mo. 21.4376) im Ständerat und
die SVP-Fraktion im Nationalrat (Mo. 21.4364) zwei identische Motionen mit dem Titel
«Keine Kandidatur für den UNO-Sicherheitsrat» ein, die den Bundesrat dazu
aufforderten, auf die Schweizer Kandidatur für den nichtständigen Sitz im
Sicherheitsrat zu verzichten. Die Motionäre begründeten ihr Anliegen damit, dass
Kapitel VII der UNO-Charta nebst nichtmilitärischen Sanktionen auch militärische
Interventionen vorsehe, welche durch die Sicherheitsratsmitglieder getragen werden
müssten. Derartige Massnahmen seien weder mit der Schweizer Neutralität, noch mit
ihrer Unabhängigkeit vereinbar. Darüber hinaus würde die spezielle Bedeutung der
schweizerischen «Guten Dienste» untergraben und die Schweiz müsste sich zu
komplexen Problemen äussern, zu deren Lösung sie ausserhalb des Sicherheitsrats
mehr beitragen könne. Der Bundesrat beantragte die Ablehnung beider Motionen und
argumentierte in seiner Stellungnahme, dass eine Sicherheitsratsmitgliedschaft im
Interesse der Schweiz sei. Sie verschaffe der Schweiz Zugang zu wichtigen Regierungen,
zudem könne man sich dadurch stärker für Frieden, Sicherheit und eine regelbasierte
internationale Ordnung einsetzen. Das Mandat sei auch mit der Schweizer Neutralität
vereinbar, weil der Sicherheitsrat keine Streitpartei sei und die Schweiz bereits als
Nichtmitglied dessen Entscheide umsetzen müsse. Ausserdem eröffne die
Mitgliedschaft neue Möglichkeiten, um Gute Dienste anzubieten wie die Beispiele
Deutschlands und Schwedens gezeigt hätten. 
Im Rahmen der ausserordentlichen Session zur UNO-Sicherheitsratskandidatur der
Schweiz, die auf Antrag der SVP im März 2022 durchgeführt wurde, lehnte der Ständerat
den Vorstoss von Chiesa mit 27 zu 11 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) ab. Nebst den
Ratsmitgliedern der SVP stimmten auch einige Mitte-Politiker und Politikerinnen dafür.
Ähnliches ereignete sich im Nationalrat, wo die Motion der SVP-Fraktion mit 125 zu 56
Stimmen (bei 8 Enthaltungen) abgelehnt wurde. Diese Abstimmungen stellten den
Schluss der ausserordentlichen Session dar. 4

MOTION
DATUM: 02.12.2021
AMANDO AMMANN

Am 9. Juni 2022, elf Jahre nach Ankündigung ihrer Kandidatur für den UNO-
Sicherheitsrat, wurde die Schweiz mit einer überwältigenden Mehrheit von 187 von 190
Stimmen als nichtständiges Mitglied in das oberste UNO-Gremium gewählt. Das
zweijährige Mandat der Schweiz endet im Dezember 2024. Die Wahl kam nicht wirklich
überraschend, waren die Schweiz und Malta doch die einzigen beiden Länder, die sich
für die beiden Sitze der westeuropäischen Staatengruppe beworben hatten. Das EDA
kündigte an, dass man sich während des zweijährigen Mandats für Frieden und
Sicherheit einsetzen, die Schweiz als neutrales Land positionieren, Brücken bauen, und
die Wahrung der eigenen Interessen stärken werde. Das Mandat des Sicherheitsrats –
nämlich die Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit – decke sich
mit dem aussenpolitischen Kernauftrag der Schweiz, so das EDA. Zudem habe man mit
der erfolgreichen Wahl ein wichtiges Ziel der Aussenpolitischen Strategie 2020-2023

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 09.06.2022
AMANDO AMMANN
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im Bereich Frieden und Sicherheit erfüllt. Die Schweiz setzte für ihr Mandat vier
Prioritäten: die Förderung nachhaltigen Friedens; den Schutz der Zivilbevölkerung; die
Schaffung von Klimasicherheit und die Stärkung der Effizienz des Sicherheitsrats. Man
werde hierzu im Sommer 2022 auch die beiden Aussenpolitischen Kommissionen
konsultieren. 
Viele Staaten hatten das geplante Engagement der Schweiz begrüsst. So hatte der
italienische Aussenminister di Maio Anfang Mai 2022 bei einem bilateralen Treffen der
Schweiz die Unterstützung Italiens zugesagt. Im Inland hatte die Kandidatur während
des letzten Jahrzehnts und insbesondere seit dem Ausbruch des Kriegs in der Ukraine
und dem Aufflammen der Diskussionen über die Schweizer Neutralität aber für einigen
Dissens gesorgt. Während der Bundesrat sich überzeugt gezeigt hatte, dass ein Sitz die
Schweizer Aussenpolitik stärken würde, befürchteten ehemalige Diplomaten negative
Konsequenzen für die Neutralität und die Guten Dienste, wie 24heures berichtete. Vor
allem die SVP hatte öffentlich immer wieder kritisiert, dass die Schweiz an
Glaubwürdigkeit verlieren würde, wenn sie sich an Sicherheitsratsentscheidungen zu
kriegerischen Auseinandersetzungen beteilige. SVP-Präsident Chiesa bezeichnete die
Schweiz nach der erfolgreichen Wahl in La Liberté nicht mehr als «élément de la
solution», sondern als «acteur du conflit». Der Bundesrat entgegnete diesen
Vorwürfen, dass die Schweiz auch als Sicherheitsratsmitglied das Neutralitätsrecht
wahren könne, das hätten neutrale Staaten wie Österreich oder Irland in der
Vergangenheit bewiesen. 5

1) AB NR, 2020, S. 1644; AB SR, 2020, S. 697; Bericht der Delegation bei der parlamentarischen Versammlung der OSZE
2) AB SR, 2021, S. 521f.; Aramis (2020) Subkommission Soft Law; Medienmitteilung APK-SR vom 16.4.21
3) AB NR, 2021, S. 1258; AB SR, 2021, S. 651f.; Bericht der Delegation bei der parlamentarischen Versammlung der OSZE 2020
4) AB NR, 2022, S. 320 ff.; AB NR, 2022, S. 325; AB SR, 2022, S. 138 ff.; AB SR, 2022, S. 148; Mo. 21.4364; Mo. 21.4376
5) Medienmitteilung EDA vom 9.6.22; SoZ, 1.5.22; 24H, Lib, 9.5.22; Lib, 9.6.22; CdT, Lib, 10.6.22
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